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LIEBE BENSHEIMER*INNEN, 
im März finden die Hessischen Kommunalwahlen statt. Darum möchten wir Sie motivieren: Gehen Sie zur Wahl. 
Es ist ein demokratisches Privileg, frei wählen zu können. Und nur wer vom eigenen Wahlrecht Gebrauch macht, 
bekommt die Möglichkeit, die politische Weichenstellung für die kommenden Jahre mitzugestalten. 
Wählen Sie Ihre Vertreter*innen auf kommunaler Ebene am 14. März 2021.

An diesem Datum stimmen die Einwohner*innen des Landkreises über die Zusammensetzung des Kreistags ab, 
alle Bensheimer*innen wählen zudem ihre Vertreter*innen für Stadtverordnetenversammlung und Ortsbeiräte. 
Auf dem Wahlzettel finden Sie zum ersten Mal nicht die Grüne Liste Bensheim, sondern die Partei BÜNDNIS 90 / 
DIE GRÜNEN vor. Nach einer über 40-jährigen politischen Geschichte hat sich die grünennahe Wählergemein-
schaft für Demokratie und Umwelt aufgelöst, um als neu gegründeter grüner Ortsverband anzutreten.

Doch noch mehr ist anders bei dieser Wahl. Aufgrund der Corona-Pandemie und der Kontaktbeschränkungen 
können wir GRÜNE leider nicht so präsent sein, wie wir es von unseren bisherigen Wahlkampagnen gewohnt sind.  
Es gibt keinen Raum, sich im gewohnten Rahmen persönlich zu begegnen, und unser politisches Programm kann 
nicht zwischen Wähler*innen und Kandidat*innen diskutiert werden, wie wir es in einer lebendigen Demokratie 
gewohnt sind. Die Folgen der Corona-Pandemie und die Maßnahmen zu ihrer Eindämmung sind für viele von uns 
mit großen Unannehmlichkeiten, Belastungen und Verlusten verbunden. Aber die Krise eröffnet auch Chancen, 
Veränderungen anzustoßen und unsere bisherige Lebensweise zu hinterfragen: Wie wollen wir in Zukunft leben?
 
Die Corona-Krise stellt uns vor neue Herausforderungen, hat unsere Lebensrealität grundlegend verändert und 
zeigt zugleich viele schon lange bestehende Problemlagen unserer Gesellschaft. 

Wir GRÜNE stehen für ein solidarisches Zusammenleben in einer Gesellschaft, die die Grenzen der Belastbarkeit 
des Planeten beachtet und die natürlichen Lebensgrundlagen für die nachfolgenden Generationen bewahrt.

Wir wollen die Erfahrungen aus der aktuellen Situation ins Positive kehren und aus der Krise lernen. Damit unsere 
Heimatstadt zurzeit und auch künftig den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts gewachsen ist, möchten wir 
Bensheim bewegen: Bewegen hin zum Erhalt natürlicher Lebensgrundlagen, zu einer nachhaltigen Stadt- und 
Verkehrsentwicklung und zu mehr sozialer Gerechtigkeit, vor Ort wie auch weltweit. 

Unser Programm ist in diesem Geist geschrieben.

Ihr Ortsverband Bensheim
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN



4

1  NATÜRLICHE LEBENSGRUNDLAGEN ERHALTEN
Umwelt-, Natur- und Klimaschutz sind nicht nur um der Natur selbst willen geboten, sondern vor allem, um unser 
Leben als Menschheit zu bewahren. Entsprechend sorgfältig gilt es, in allen Politikbereichen mit ihr umzugehen. 
Die Natur in einem lebenswerten Zustand zu erhalten, ist oberste Pflicht gegenüber nachfolgenden Generationen.
Das muss sich in all unserem politischen Handeln widerspiegeln, auch auf kommunaler Ebene.

KLIMA SCHÜTZEN
Die Aufgabe der Grünen ist es, die nächsten Schritte auf dem Pfad zur Klimaneutralität Bensheims zu beschreiben.
Aufbauend auf dem Masterplan 100 % Klimaschutz aus dem Jahr 2014, wollen wir in der nächsten Wahlperiode 
bis 2026 den Ausstoß an CO2 (-Äquivalenten) in Bensheim gegenüber 1990 halbieren. Diese Zielsetzung gilt 
entsprechend für die einzelnen Bereiche (Handel, Gewerbe, Industrie und Verkehr). Die Dezernate der Stadtver-
waltung sind verantwortlich, entsprechende Handlungsvorschläge vorzulegen, umzusetzen und jährlich über die 
Zielerreichung der Stadtverordnetenversammlung und der Öffentlichkeit zu berichten.

1. Regenerative Energieerzeugung ausbauen
•	 Ein terminierter und quantifizierter Ziel- und Maßnahmenplan für den Ausbau ist aufzustellen und seine Ein-

haltung sicherzustellen.
•	 Die Möglichkeiten, zusätzlich zur Solarenergie Biomasse (nur Holz und Abfall), Geothermie und Windkraft zur 

regenerativen Energieerzeugung zu nutzen, sind fortlaufend zu prüfen und ggf. zu erschließen.
•	 Photovoltaik oder Solarthermie auf Dachflächen bei Neubauten und bei Veränderungen an Altbauten im 

gewerblichen und privaten Bereich und bei öffentlichen Gebäuden sind verpflichtend vorzuschreiben. Auch 
Fassaden in Gewerbegebieten sind in Betracht zu ziehen.

•	 Photovoltaik ist auf allen städtischen Gebäuden, insbesondere den Kitas und den Parkhäusern, zu installieren 
und eine zweite PV-Anlage auf der Lagerhalle in der Rheinstraße anzubringen.

•	 Photovoltaik soll über Park- und Hofflächen installiert werden (z.B. Fachmarktzentrum, GGEW, Sirona).
•	 Wenn der Photovoltaik-Zubau auf Gebäuden nicht ausreicht, um die Energieerzeugungsziele zu erreichen, 

sind städtische landwirtschaftliche Flächen für den Bau von Photovoltaikfreiflächenanlagen zu verpachten.
•	 Derzeit werden Windkraftanlagen in Bensheim nicht genehmigt. Wenn sich künftig eine Möglichkeit ergibt, 

soll unter Berücksichtigung der Lebensqualität der Anwohner*innen Windkraft in Bensheim genutzt werden.

2. Gebäudebeheizung auf regenerative Energiequellen umstellen
•	 Ein Wärmeversorgungskonzept für die Stadt Bensheim einschließlich ihrer Stadtteile ist zu erstellen. Dieses 

soll einen terminierten Ziel- und Maßnahmeplan zur Deckung des Wärmebedarfs aus regenerativen Energie-
quellen enthalten. Die zusätzlichen Bedarfe an elektrischer und Wärmeenergie sind in der Ausbauplanung für 
die regenerative Energieerzeugung zu berücksichtigen

•	 Die energetische Gebäudesanierung ist quartiersweise nach Wohngebieten mit der Umsetzung des Wärme-
versorgungskonzeptes voranzutreiben.

•	 Das Förderprogramm Klimaschutz ist als wesentliches Instrument weiterzuentwickeln und bedarfsgerecht 
mit finanziellen Mitteln auszustatten.

•	 Durch das Team Klimaschutz ist weiter kostenlose Beratung anzubieten und der Klimaschutz voranzutreiben.

3. Vorgaben zum Klimaschutz in Bebauungsplänen verankern
•	 Bei Bauanträgen von Bauvorhaben mit einer größeren Bruttogeschossfläche als 500 m² wird ein Energie-

konzept sowie eine Lebenszyklusanalyse gefordert (Beispiel Freiburg).
•	 Der Heizwärmebedarf und Kühlungsenergiebedarf darf bei Neubauten maximal 25 kWh/(a m²) betragen, um 

einen hohen Energieeffizienzstandard zu erreichen.
•	 Die Verwendung von klimaneutralen, wo möglich nachwachsenden, Baustoffen (beispielsweise Holz und 

nicht gebrannter Lehm) sind mit geeigneten Mitteln zu fördern oder vorzuschreiben.
•	 Fassaden und Dächer sind nach Möglichkeit zu begrünen.
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4. Die Verkehrswende zum Erfolg führen
Die Projekte sind im Programmteil „Verkehrswende“ beschrieben. Die zusätzlich benötigte elektrische Energie ist 
bei der Planung des Ausbaus der regenerativen Energieerzeugung zu berücksichtigen.

5. Landwirtschaft ökologisch und klimaneutral umgestalten
Die Maßnahmen sind im Programmteil „Biologische Vielfalt fördern“ beschrieben. Sie beinhalten den Ausstieg 
aus der Maisproduktion zur Biogasgewinnung, die Unterstützung der Bio-Landwirtschaft. Ziel ist der Abbau der 
Methan- und Lachgasemissionen aufgrund von Überdüngung, Fleisch- und Milchproduktion.

6. Handel, Gewerbe und Industrie zur Klimaneutralität führen
•	 Abwärme aus den Gewerbebetrieben ist zu nutzen.
•	 Es ist eine Abwärmeanalyse für die in Bensheim ansässigen Gewerbebetriebe zu erstellen. Die Verwendungs-

möglichkeiten für die Wärme sind auszuschöpfen.
•	 Die Stadt macht ihren Einfluss bei der GGEW AG geltend, um den Anteil des Kohlestroms im Strombezug der 

GGEW AG bis 2026 auf 0 Prozent zu verringern

7. Bürger*innen beteiligen
•	 Die Bürger*innen sollen zu Gewinner*innen der Energiewende werden.
•	 Sie sind an der Planung der Projekte zur Energiewende zu beteiligen.
•	 Ihnen sind günstige Möglichkeiten zu bieten, sich an Investitionen in die regionale Energiewende zu beteiligen.
•	 Die Stadt soll eine ständige intensive Information über private Möglichkeiten zum Klimaschutz, städtische 

und staatliche Initiativen und Fördermöglichkeiten sowie den Stand der Klimaschutzaktivitäten vor Ort und 
die Folgen des Klimawandels gewährleisten.

8. Klimacontrolling aufbauen
Die Stadt soll eine Rechnungslegung, Planung und Steuerung des Treibhausgasausstoßes auf dem Gebiet der 
Stadt Bensheim einführen, die es erlaubt, die Einhaltung der Klimaschutzziele zu überwachen und bei Abwei-
chungen nachzusteuern

BIOLOGISCHE VIELFALT FÖRDERN
Die biologische Vielfalt stellt den Reichtum der Menschheit dar. Denn die Natur ist es, die dem Menschen Lebens-
grundlagen wie Nahrung, Trinkwasser und viele weitere Ökosystemdienstleistungen bereitstellt. So schützen 
Wälder vor Überschwemmungen, sorgen für die Sauberkeit des Trinkwassers und haben eine enorme Bedeutung 
bei der Speicherung von CO2. Der Erhalt der biologischen Vielfalt ist von nicht bezifferbarem Wert für jede*n Ein-
zelne*n und von sozialer, wirtschaftlicher, kultureller und wissenschaftlicher Bedeutung. Mit voranschreitendem 
Artensterben entziehen wir uns die eigene Lebensgrundlage. Trotz verschiedener Bemühungen sterben weltweit 
Arten aus, Ökosysteme werden zerstört und bestehende nachhaltige Nutzungsbeziehungen zwischen Mensch 
und Natur kurzfristigen Konzerninteressen geopfert. 

1. Bensheimer Biotope miteinander vernetzen
•	 Ziel ist es, neben der nachhaltigen Sicherung der heimischen Arten und Artengemeinschaften und ihrer 

Lebensräume die Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger, ökologischer Wechsel-
beziehungen in der Landschaft herzustellen und zu sichern.

•	 Grünkorridore sollen aufgebaut werden, um den genetischen Austausch zwischen Populationen, Tierwande-
rungen sowie natürliche Ausbreitungs- und Wiederbesiedelungsprozesse zu gewährleisten.

•	 Die dafür erforderlichen Ackerflächen sind zu kaufen und entsprechend umzugestalten.
•	 Der neue Erlachsee ist ökologisch hochwertig als Natursee zu entwickeln und über die Herstellung der fest-

gesetzten Ausgleichmaßnahmen hinaus zu pflegen.
•	 Die Stadt soll schon jetzt dafür sorgen, dass ein zehn Meter breiter Gehölzstreifen um den neuen Erlachsee 

angelegt wird, der den Natursee schützt, wenn der See nicht mehr gewerblich genutzt wird.
•	 Zusätzliche Bäume, Hecken, Büsche an Feldwegen, Gräben und Ackerstreifen sind anzupflanzen.
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2. Landwirtschaftliche Flächen vorrangig ökologisch nutzen
•	 Hierzu sind von der Stadt Ackerflächen zu kaufen.
•	 Bei der Neuverpachtung städtischer landwirtschaftlicher Flächen sind diese vorrangig, soweit Bedarf besteht, 

für ökologische Klein- und Saisongärten sowie ökologische Landwirtschaft zu vergeben.
•	 Keine „Plastiklandschaft“: Auf Folienanbau soll weitgehend verzichtet und in städtischen Pachtverträgen 

sollen Folien untersagt werden.
•	 Obstbäume auf städtischen Flächen sind zu pflegen und zu erhalten.

3. Das ökologische Bewusstsein stärken
•	 den Betrieb des Naturschutzzentrums weiter fortsetzen und unterstützen
•	 eine ständige intensive Information und Werbung zu den Themen Ökologie und Klimaschutz sicherstellen 

und Initiativen dafür fördern
•	 keine Plastiktüten mehr – auch auf den Märkten
•	 Förderung der Kreislaufwirtschaft nach dem Vorbild des Repair-Cafés, z.B. durch ein Gebraucht-Kaufhaus oder 

durch einen Verleih-Laden für technische Geräte
•	 eine Umweltkarte für Bensheim erstellen: So wie es eine Kinderkarte mit allen Einrichtungen und Spiel-

plätzen für Kinder gibt, soll es eine Karte / ein Übersichtsheft geben, auf der / in dem das Umweltwissen 
festgehalten wird. Wo in Bensheim gibt es Naturschutz- und FFH-Gebiete? Wo wird was geschützt? Was gibt 
es in Bensheim? Wo stehen die Naturdenkmale? Wo ist wie viel Naturwald ausgewiesen? Wo gibt es den 
Hohlwegpfad? Welche Naturschutzverbände gibt es? Wen spreche ich bei was an? Was macht das Natur-
schutzzentrum?

4. Neue Natura 2000-Schutzgebiete ausweisen
•	 zwischen Bensheim und Fehlheim: Dort haben sich die Ausgleichsmaßnahmen der letzten 20 Jahre so gut 

entwickelt, dass viel neuer schützenswerter Lebensraum für die Natur entstanden ist. Diesen gilt es, mit der 
Ausweisung eines Schutzgebietes zu sichern

•	 im alten Neckarbett, z.B. bei Langwaden

5. Gesunde Ernährung durch ökologisch und regional erzeugte Lebensmittel ermöglichen
•	 Das Essensangebot in allen städtischen Einrichtungen soll auf regionale Bio-Produkte umgestellt werden.
•	 Regionale Initiativen sollen gefördert und vernetzt werden, beispielsweise durch einen runden Tisch für die 

Projekte Solidarische Landwirtschaft, Saisongärten, Direktvermarktung, Marktschwärmer, Unverpacktladen 
usw. Diese sollen gefördert und präsenter werden, auch durch Stand und Werbung auf dem Wochenmarkt.

6. Wald für die Zukunft erhalten
Der Wald stirbt. Die Wälder in der Gemarkung Bensheim werden bei fortschreitendem Klimawandel nicht zu ret-
ten sein. Bereits jetzt sind viele Fichten, Tannen und Buchen abgestorben.
•	 Die Stadt soll in die Erhaltung des Waldes investieren, auch wenn dadurch keine wirtschaftlichen Erträge zu 

erwarten sind.
•	 Pionierwald ist zu fördern, beispielsweise mit Sandbirken und Schwarzpappeln.
•	 Vielfältige Mischwaldstruktur ist zu fördern.
•	 Die Stadt soll zehn Prozent der Waldfläche als Naturwald ausweisen.
•	 Die Interessengruppen des Waldes (Forstwirt*innen, Jäger*innen und Naturschützer*innen) sollen in die Er-

stellung eines Gesamtkonzepts zum Erhalt der Bensheimer Wälder eingebunden und unterstützt werden.

7. Freiflächen vor Siedlungserweiterungen schützen
•	 Die weitere Entwicklung von Gewerbe und Wohnbebauung soll in den heute bestehenden Siedlungsgebieten 

erfolgen.
•	 Wir wollen bei der Überarbeitung des Regionalplans Südhessen keine neuen Flächenbedarfe anmelden, we-

der für Gewerbegebiete noch für Wohngebiete oder Straßen, auch nicht für eine Ortsumgehung um Schwan-
heim oder eine Verbreiterung der A 5.
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8. Siedlungsfläche als Lebensraum für Tiere und Pflanzen erhalten
•	 bei allen Bebauungsplanverfahren in Randlagen stets das zweistufige Verfahren anwenden
•	 Schottergärten in Bebauungsplänen ausschließen
•	 Durchlässigkeit von Grundstückabgrenzungen für Kleintiere sicherstellen
•	 Neu- und Nachpflanzung von Bäumen und Gehölzen auf öffentlichen Flächen im gesamten Stadtgebiet (Be-

werbung und Sponsoring analog des Hundert-Bänke-Programms)
•	 Wir wollen eine Baum-Ombudsperson für innerstädtische Bäume benennen, die sich ganzjährig um die Stadt-

bäume kümmert, Trockenschäden verhindert und Ansprechpartner*in für die Bürger*innen ist.
•	 Wir wollen einen städtischen Wettbewerb Innenstadtbegrünung / Fassadenbegrünung ausrichten.
•	 Wir wollen die Gewässerrenaturierung fortsetzen (z.B. Zusammenfluss von Hambach und Meerbach, Winkel-

bach, Auer).

9. Wasser auf den Böden halten
•	 Regenwasser soll in größerer Menge versickern und nicht schnell abgeführt werden. Der Grundwasserspiegel 

soll nicht weiter absinken. Bei drohenden längeren Trockenperioden ist dies eine Gefahr für die Natur und 
unseren Trinkwasserspeicher im Ried.

•	 Das bisherige, alte Grabensystem der Entwässerung der landwirtschaftlichen Flächen ist zusammen mit den 
Landwirten an die neuen Klimabedingungen anzupassen. Es sollen Regenmulden und Wasserlöcher zum Ver-
sickern geschaffen werden, um den Grundwasserspiegel dauerhaft zu erhöhen.
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2  VERKEHRSWENDE 

											           Blick über den Tellerrand: 	
											           Worms

Von der auto- zur menschengerechten Stadt
Mobilität ist ein Ausdruck von Freiheit und Selbstbestimmung sowie eine Voraussetzung für gesellschaftliche 
Teilhabe. Aber der motorisierte Individualverkehr stößt an seine Grenzen. Er verursacht Stress, Lärm und Ver-
kehrstote, heizt mit der Verbrennung von Diesel und Benzin das Klima auf und erzeugt Schadstoffe. Gleichzeitig 
sind Leute ohne eigenes Auto in ihrer Mobilität stark eingeschränkt.

Für ein gutes Leben müssen sich Menschen jeden Alters und Geschlechts sowie jeder körperlichen Verfassung 
sicher, komfortabel, barrierefrei und bezahlbar fortbewegen können.
Auf dem Weg dahin verfolgen wir für Bensheim folgende Ziele:

„Team Straßenverkehr“ in ein „Team Mobilität“ umwandeln
Umweltgerechte Mobilität für alle soll der Arbeitsschwerpunkt dieser Abteilung der Stadtverwaltung sein und 
nicht allein der Autoverkehr. Leider sind wir in Bensheim von einer Gleichberechtigung der verschiedenen Ver-
kehrsarten noch weit entfernt. Das liegt in Teilen auch darin begründet, dass die Angebote im ÖPNV, beim Fahr-
radverleih nextbike oder dem GGEW-E-CarSharing wenig bekannt sind. Wir streben daher eine breit angelegte 
Kommunikation der umweltfreundlichen Mobilitätslösungen an.

Ein neuer, möglichst repräsentativ aus der Bürger*innenschaft und Verbänden zusammengesetzter Mobilitäts-
beirat soll (analog zum Fahrgastbeirat des Kreises Bergstraße oder der Stadt Lampertheim) eine Schnittstelle 
zwischen Verwaltung und Bürger*innen schaffen. Damit soll in einem kontinuierlichen konstruktiven Dialog die 
Mobilität für alle Verkehrsteilnehmer*innen spürbar verbessert und eine stärkere Bürger*innenbeteiligung an 
wichtigen Entscheidungen ermöglicht werden. Der Mobilitätsbeirat soll das Team Mobilität kritisch begleiten 
und Vorschläge zur Verbesserung der Verkehrssituation erarbeiten. Bei wichtigen Vorhaben soll der Mobilitäts-
beirat angehört und seine Vorschläge sollen angemessen berücksichtigt werden. 

Fußverkehr vor Radverkehr vor Autoverkehr
Mit dieser Richtschnur für Konfliktfälle lässt sich zum Beispiel entscheiden, dass dort, wo wenig Platz vorhanden 
ist, in Bezug auf die Direktheit des Weges der Fußverkehr Vorrang vor dem Radverkehr und dieser vor dem Auto-
verkehr haben muss. Je mehr Muskelkraft aufgewendet wird, desto kürzer muss ein Weg sein.
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Tempo 30 innerörtlich
Wir unterstützen Anlieger*inneninitiativen wie die BI Friedhofstraße und BI Brückweg sowie Ortsbeiräte bei ihrer 
Forderung nach Tempo 30. Tempo 30 für den Kraftverkehr wirkt sich positiv auf Verkehrssicherheit und Lärm-
schutz aus und senkt den CO2-Ausstoß. 

Die Straßenverkehrsordnung erlaubt seit April 2020 Modellversuche zu Tempo 30 unabhängig von komplizierten 
Nachweisen von besonderen Gefahrenlagen. Diese Möglichkeit wollen wir nutzen für einen Modellversuch zu 
Tempo 30 in der Stadt Bensheim und ihren Ortsteilen (jeweils zwischen den Ortsschildern; Ausnahme: Bundes-
straßen mit jeweils zwei breiten Fuß- und Radwegen).

FUSSVERKEHR
Fußgänger*innen ernst nehmen – sanfte Mobilität stärken
Wer den Fußverkehr verbessert, unterstützt vor allem Kinder und Senior*innen in ihrer Mobilität. Es ist das Ver-
kehrsmittel mit dem geringsten Flächenbedarf. Und wer in einer gut frequentierten Fußgängerzone sein Geschäft 
betreibt, weiß: „Je höher die Brieftaschendichte, umso höher der Umsatz.“

Bensheim hat kein aktuelles Fußverkehrskonzept, das Probleme vor Ort identifiziert und geeignete Maßnahmen 
ableitet. Ein solches Konzept muss schnellstmöglich erarbeitet werden. Gerade im Fußverkehr lassen sich mit 
wenig Geld schnelle und wirksame Maßnahmen umsetzen, von denen alle Verkehrsteilnehmer*innen profitieren. 

Generell gilt, dass der Fußverkehr – einschließlich der mit Kinderwagen, Rollatoren und Rollstühlen – genügend 
Platz und stolperfreien Untergrund braucht. Fußwege dürfen nicht zum Parken missbraucht werden, auch nicht 
von Autos, die halb auf dem Fußweg und halb auf der Straße stehen. Bürgersteige, die zu schräg zur Straße hin 
abfallen, müssen spätestens beim nächsten Aufgraben zum Verlegen von Leitungen den Vorschriften (u.a. DIN 
18024) entsprechend angepasst werden.

Wohnstraßen ohne Verbindungsfunktion können in verkehrsberuhigte Bereiche umgewandelt werden. Damit 
wird hier auch das Problem des Gehwegparkens auf häufig viel zu schmalen Bürgersteigen entschärft. Effektive 
Vorbilder für städtebaulich und verkehrlich gut integrierte Gebiete bilden beispielsweise das Karl-Kreuzer-Ge-
lände und das Wohngebiet in den Kappesgärten. Wenn Umbauten anstehen, sollen attraktive Begegnungsräume 
geschaffen werden.

FAHRRADVERKEHR
Fahrrad als ideales Individualverkehrsmittel
Im Rahmen eines Nahmobilitätskonzepts nimmt der Radverkehr eine wichtige Rolle ein. Viele Menschen nutzen 
zunehmend das Fahrrad als Nahverkehrsmittel, da es günstig und gesundheitsfördernd ist und ohne CO2-Ausstoß 
betrieben werden kann. Insbesondere in überwiegend flacher Topografie wie in Bensheim eignet es sich ideal.

Um noch mehr Personen vom Radfahren zu überzeugen und den Autoverkehr zu reduzieren, muss ein attraktives 
Angebot geschaffen werden, das Fußverkehr, Radverkehr und ÖPNV integriert. Dazu dient auch die konsequente 
Umsetzung der Vorschläge der Radverkehrsschauen.
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Darüber hinaus müssen die folgenden Voraussetzungen für den Radverkehr sichergestellt werden:

Gefahrlose Benutzung der Verbindungen, insbesondere für unsichere, ungeübte, jüngere und ältere Fahrer*innen:
•	 generelle Geschwindigkeitsbeschränkung für Motorfahrzeuge auf 30 km/h auf allen innerörtlichen Straßen 

außer Bundesstraßen mit Fahrradweg
•	 Der Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur wird nach dem Prinzip baulich abgetrennter Radwege vor Ange-

botsstreifen etc. umgesetzt.
•	 Radwegemarkierungen bzw. Sonderfahrstreifen für Fahrräder und ÖPNV (z.B. B3, Hochstraße bis Ritterplatz, 

Umwandlung einer Autospur auf der Rodensteinstraße vom Ritterplatz bis Schwanheimer Straße in einen 
Sonderfahrstreifen), Ausweisung von Fahrradstraßen (z.B. Wilhelmstraße, Rheinstraße, Mozartstraße, Linden-
straße, Eifelstraße, Taunusstraße und Neckarstraße zur Verbindung in die Innenstadt)

•	 deutliche Markierung / auffällige Einfärbung von Schutzstreifen (z.B. Fehlheimer Straße, Schwanheimer Stra-
ße, Rodensteinstraße)

•	 Behebung von Mängeln (z.B. Schlaglöchern), regelmäßige Wartung von Radwegen und Beseitigung von Be-
hinderungen (z.B. breitere Durchfahrten bei Umlaufgittern, Abflachung von Bordsteinkanten)

•	 durchgehende Beleuchtung von kritischen Radwegebereichen

											           Blick über den Tellerrand:
 											           Durchgehende Einfärbung 
											           von Schutzstreifen
											           in Lorsch

Schnelles Vorankommen
•	 Bau / Ausweisung weiterer Radwege (z.B. Auerbach – Hochstädten, Gronau – Zell, Bensheim – Schönberg, 

Robert-Bosch-Straße, Übergang Wormser Straße an der Autobahnauffahrt in das Industriegebiet Stubenwald) 
•	 möglichst direkte Wegeführung für Fahrradfahrer*innen
•	 glatter Fahrbahnuntergrund (z.B. Berliner Ring, Fahrradweg durch das Feld nach Heppenheim)
•	 Sicherstellung des fließenden Radverkehrs an Baustellen (keine „Radfahrer*innen absteigen“-Schilder)

Klarheit, Übersichtlichkeit
•	 Übersichtliche Kreuzungsbereiche von Radwegen über Straßen (z.B. Berliner Ring / Winkelbach, Parkhaus 

Süd, Rodensteinstraße / Fehlheimer Straße)
•	 klare Wegweisung (z.B. Sirona-Unterführung, Wormser Straße)

Mehr Abstellmöglichkeiten
•	 Park- und Anschließmöglichkeiten in der Innenstadt
•	 bedarfsgerechte Erweiterung oder weiteres Fahrradparkhaus am Bahnhof (nach Fertigstellung des geplanten 

Fahrradparkhauses)
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Regionale Radverkehrsplanung
•	 Wir unterstützen die aktuellen Pläne zugunsten eines regionalen Radwege- und Radschnellwegenetzes. 

Weitere Vorhaben
•	 Evaluation des 2015 durch die Bensheimer Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Radverkehrskon-

zepts
•	 Aufstockung des Förderprogramms Mobilität für Lastenräder und Fahrrad-Anhänger
•	 konsequente Verfolgung des Radwegezustandskatasters und Umsetzung der Erhaltungs- und Verbesserungs-

Maßnahmen
•	 E-Lastenräder-Verleih anbieten
•	 E-Ladestationen für Fahrräder einrichten

ÖPNV
ÖPNV zur attraktiven Alternative zum motorisierten Individualverkehr entwickeln
Im Nahverkehrsplan des Kreises sind Maßnahmen dargestellt, für die die Stadt Bensheim in der Umsetzung fe-
derführend ist. Diese Maßnahmen müssen in ein intelligentes Gesamtkonzept für Bensheim überführt werden. 
Die wichtigsten Projekte dieses Konzepts müssen dringend kurzfristig in Angriff genommen werden:

1. Ein angebotsorientiertes ÖPNV-Konzept nach dem Prinzip des integralen Taktfahrplans und unter Nutzung 
innovativer Bedienformen. Ein 30-Minuten-Takt auf jeder Stadtbuslinie, abgestimmte, regelmäßige Anschlüsse 
und ein jederzeit verfügbares bedarfsorientiertes Angebot in Räumen und zu Zeiten ohne Busverkehr müssen die 
Grundpfeiler dieses Konzepts bilden.

2. Der Weg zur nächsten Haltestelle muss so kurz und barrierefrei und rollstuhlgerecht wie möglich gestaltet 
werden, um die Menschen möglichst gut an ihrem Wohnort abzuholen und zu ihren Zielen zu bringen. „Schwarze 
Erschließungslöcher“, wie in Teilen der dicht besiedelten Weststadt, darf es in einem kundenorientierten ÖPNV-
System nicht mehr geben. Der Weg zur nächsten Haltestelle darf im vorhandenen Fußwegenetz nicht länger als 
300 Meter betragen. 

3. Der zentrale Busbahnhof muss barrierefrei und rollstuhlgerecht ausgebaut und alle Haltestellen in einen or-
dentlichen Zustand versetzt werden. 

4. Gezielte Weiterentwicklung des Schienennahverkehrs: Als regionales Schul- und Wirtschaftszentrum mit Ein-
pendler*innenüberschuss leidet Bensheim an einer hohen Verkehrsbelastung von auswärts. Gleichzeitig sind 
viele regional bedeutsame Ziele mit dem ÖPNV nur sehr umständlich und unkomfortabel erreichbar. Durch drei 
neue Halte für den Schienenverkehr am südlichen Berliner Ring mit Karl-Kübel-Schule und Kino, nahe Dentsply 
Sirona am Rande des Meerbachviertels, nahe des Schulzentrums in der nördlichen Fehlheimer Straße (mit Wei-
herhausstadion und Euronics-Markt) sowie einer Verlängerung der Nibelungenbahn mindestens bis Bensheim-
Auerbach (u.a. Firma Sanner und Ärztehaus) soll in Zusammenarbeit mit dem Kreis Bergstraße als zuständigem 
Aufgabenträger für den ÖPNV die Erreichbarkeit insbesondere aus dem Ried komfortabler gestaltet und vorhan-
dene Busleistungen in der Schüler*innenspitze spürbar entlastet werden. 

5. Weiterentwicklung der ÖPNV-Tarife in der Stadt Bensheim durch
•	 Senkung der Fahrpreise innerhalb der Stadt Bensheim, mindestens durch Einführung der VRN-Preisstufe 0 

(siehe Bürstadt, Heppenheim oder Viernheim) 
•	 Prüfung eines kostenlosen Citybusses als bessere Anbindung der Wohngebiete an die Innenstadt – ähnlich 

dem Shuttle Fürstenlager
•	 Prüfung der Einführung von Bürger*innenbussen für die Stadtteile
•	 Anerkennung des DB-Citytickets für Anschlussfahrten von und zum Fernverkehr der DB
•	 Wir setzen uns ein für eine konsequente Weiterentwicklung der Tarife hin zu einem kund*innenorientierten, 

transparenten, verkehrsmittelübergreifenden und gerechten Tarifsystem, das sowohl analog als auch digital 
nutzbar ist.
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Ruftaxis sind in ihrer heutigen Umsetzung durch ihren Vorbestellzwang und die festgelegte Linienführung zu 
starr und nicht in die Strukturen des RMV-Übergangstarifs sowie verschiedene VRN-Angebote integriert. Dieses 
Konzept ist allein auf ÖPNV-Zwangskund*innen ausgerichtet und damit kein kund*innenorientiertes Angebot. 
Eine Überarbeitung hin zu einer flexiblen, die vorhandenen Buslinien sinnvoll und systematisch ergänzenden 
Bedienkonzeption ist dringend nötig. 

Ruftaxilinien, die Räume und Zeiten starker Nachfrage bedienen, müssen durch fest bediente Stadtbuslinien er-
setzt werden. Hierzu zählt beispielsweise die Erschließung des gesamten nördlichen Berliner Rings (u.a. Badesee, 
Weiherhausstadion, Ärztehaus) sowie die Anbindung von Zell, Gronau, Schwanheim und Fehlheim am Wochen-
ende.

Alternative Antriebsformen müssen auch im ÖPNV konsequent etabliert werden. Bei der Umstellung der Busflotte 
von fossilen Energieträgern auf alternative Kraftstoffe müssen auch bekannte Konzepte ergebnis- und techno-
logieoffen untersucht werden. Dazu gehört z.B., die in Alsbach endende HEAG-Straßenbahn mindestens bis Bens-
heim zu verlängern, um damit mehrere Diesel-Gelenkbusse der Linie 669 im laufenden Betrieb einzusparen. Die 
höhere Leistungsfähigkeit von Straßenbahnen soll insbesondere die überladene Situation im Schüler*innenver-
kehr entspannen und unter Berücksichtigung moderner Lärmschutztechnologie elektrisch bewältigen.

Alle ÖPNV-Konzepte leben dauerhaft von einer hohen Nutzer*innenzahl. Wenn neue Konzepte erarbeitet werden, 
müssen die zukünftigen Kund*innen stärker und ernsthaft in die Planungen einbezogen werden. Neben einem 
neu zu schaffenden kommunalen Mobilitätsbeirat sollen der Fahrgastbeirat des Kreises Bergstraße, Verbände 
und engagierte Bürger*innen beteiligt und ihre Interessen angemessen berücksichtigt werden.
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3  NACHHALTIGE STADTENTWICKLUNG
Ein gutes Leben muss in den Stadtteilen gleichermaßen möglich sein, und zwar in sämtlichen Lebenssituationen. 
Das reicht von Wohnen und Arbeiten, Bildung und Erziehung, Digitalisierung und Mobilität bis zur Versorgung mit 
täglichem Bedarf und Freizeitgestaltung.

WOHNRAUM
Durch Flächen für Wohnen und Freizeit, für saubere Luft, städtisches Leben, Stadtgrün und Erholung entsteht 
die lebenswerte Stadt mit kurzen Wegen, in der die Menschen gerne wohnen. Die lebenswerte Stadt der Zukunft 
ist eine Null-Emissionen-Stadt. Dies gelingt, wenn erneuerbare Energien, saubere Mobilität und klimaneutrales 
Heizen verbunden werden. Dazu gehören Dächer, die Sonnenstrom erzeugen, sowie Gebäude, die nachhaltig 
gedämmt sind und die vielfältigen klimafreundlichen Wärmequellen gemeinsam nutzen. Wohnungen sowie öf-
fentliche und gewerbliche Gebäude sollen CO2-neutral geheizt, gekühlt und beleuchtet werden. Klimagerechte 
Energiestandards für Neu- und Altbauten sowie Wärme- und Kühlsysteme, die auf erneuerbaren Energien basie-
ren, geben den Weg dahin vor. Nachhaltige und möglichst kreislauffähige Baumaterialien schützen das Klima.

•	 Die Schaffung von mehr günstigem Wohnraum insbesondere für große Familien sowie – mit geringer Grund-
fläche – für Single- und Paarhaushalte. Dies beinhaltet auch den weiteren Ausbau von Sozialwohnungen, 
senior*innengerechten und barrierefreien bzw. rollstuhlgerechten Wohnangeboten.

•	 Für die Sicherstellung von bezahlbarem Wohnraum wollen wir in Bensheim Grundstücksspekulationen ent-
gegenwirken, dafür sollen mehr Grundstücke durch die Stadt erworben und mittels Erbpacht an die Bauher-
ren übergeben werden.

•	 die Erstellung eines Mietspiegels prüfen, um Mietschutzinstrumente effektiv einsetzen zu können
•	 Wohnraum mehrdimensional denken: Höher bauen, nachverdichten, Parkplätze überbauen und Wohnraum 

über beispielsweise Supermärkten schaffen. Dabei kann der Ausbau von Dachgeschossen in Holzbauweise 
erfolgen. Ein entsprechendes Förderprogramm zur Aufstockung bzw. dem Dachausbau wird eingerichtet.

•	 in allen Siedlungsflächen eine Aufstellung von Bebauungsplänen, die planbar für alle regeln, wie eine Nach-
verdichtung auch in die Höhe erfolgen kann

•	 nach dem Vorbild von Tübingen dazu beitragen, dass erschlossene, aber bisher unbebaute Bauplätze dem 
Wohnungsmarkt zugeführt werden

•	 die Nutzung der Möglichkeit, Stromfreileitungen unterirdisch zu verlegen, um neue Flächen für Wohnraum zu 
schaffen; dies kann insbesondere am Berliner Ring erfolgen.

•	 keine neuen Baugebiete in den Stadtrandlagen und Ortsteilen, keine Zersiedelung und Ausfransung des 
Stadtrandes. Damit wollen wir die Grünstreifen und Grünflächen zwischen Auerbach, Zwingenberg, Bensheim, 
Lorsch, den Ried-Stadtteilen und Heppenheim sicherstellen, da sie wichtige Korridore für Wildtiere sowie 
Frischluft sind. Dies wollen wir durch den konsequenten Ankauf der potentiellen Entwicklungsflächen für 
den Grüngürtel und der Umwandlung dieser in Naturschutzflächen erreichen.

•	 Ein Neubaugebiet im Süden Bensheims lehnen wir ab.
•	 die Verringerung des Leerstands (z.B. Kaufhaus Krämer, Heilig-Geist-Hospital, Privatwohnungen) vorantreiben
•	 die Stellplatzsatzung überarbeiten, sodass die Schaffung von mehr Wohnraum und zusätzlichen Wohnein-

heiten, insbesondere für Ein- und Zwei-Personen-Haushalte und im sozial geförderten Wohnungsbau, nicht 
länger am Mangel an PKW-Stellplätzen scheitert

•	 mehr öffentliche Grünflächen statt versiegelter Flächen: Den Planungen im Quartier an der Rheinstraße 
sollen weitere folgen.

•	 die Begrünung von Gebäuden weiter fördern und ausbauen
•	 mehr verkehrsberuhigte Zonen ausweisen und durchgängig Tempo 30 km/h gemäß Programmpunkt ‚Ver-

kehrswende‘ einführen
•	 Neben den bereits vorhandenen Informationsmöglichkeiten muss die Kommunikation der Fördermöglichkei-

ten der Stadt bei ökologischem Bauen erweitert werden, um alle Eigentümer*innen von Immobilien besser 
zu erreichen.
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INNENSTADT
Die letzten Jahre haben gezeigt, dass sich die Nutzung innerstädtischer Flächen verändern muss. Dabei sollen 
Kunst, Kultur, Dienstleistungen und Gastronomie für Bensheim eine entscheidende Rolle spielen, ohne den Ein-
zelhandel zu vernachlässigen. Daneben sind weitere Flächen für Familien, Kinderbetreuung, Senior*innenbegeg-
nungen und Bildung vorzusehen. Die Innenstadt soll ein generationenübergreifender Lebensraum sein. 

•	 Die Innenstadt wieder attraktiv machen. Leerstände und Brachflächen müssen nach einem Gesamtkonzept 
wieder nutzbar werden. Beispiele sind: Hoffartgelände, neues südliches Sparkassengelände Neckarstraße, 
Brache Villa Lux, Neumarktcenter und Altgelände Heilig-Geist-Hospital. Ein Muss ist die Fertigstellung der 
Wohnungen in der ehemaligen Rodensteinschule.

•	 eine neue, zeitgemäße Gestaltungssatzung für die Innenstadt, die auch hilft, die Klimaziele zu erreichen, z.B. 
durch Fassadenbegrünungen und PV-Anlagen auch in der Altstadt unter Berücksichtigung des Denkmalschutzes

•	 Historische Bausubstanz muss mehr Beachtung finden. Die öffentliche Hand muss mit gutem Beispiel voran-
gehen. Das ehemalige Haus Krämer muss nachhaltig saniert und für Gewerbe und Wohnungen wieder nutz-
bar gemacht werden, ebenso das ehemalige „Casino“, welches die Sparkasse an der Rodensteinstraße erwor-
ben hat. Eigentümer*innen privater denkmalgeschützter Gebäude sind auf ihre Verpflichtung des Erhaltens 
und der Nutzbarkeit hinzuweisen. Ein regelmäßiger Austausch zwischen Stadt und Eigentümer*innen soll 
erfolgen. Die Häuser am Marktplatz sind historisch besonders bedeutend für die Stadt und müssen in guten 
Zustand versetzt werden. Die Häuser Marktplatz 2 und 3 sind zu erhalten und wieder vollständig nutzbar zu 
machen. Die rechtlichen Möglichkeiten der Stadt und Förderprogramme sind zu nutzen und zu vermitteln.

•	 ein effektives Stadtmarketing, das in der Innenstadt ein attraktives und einzigartiges Angebot schafft. Die 
Innenstadt soll ein zentraler Ort von Begegnung und Kommunikation sein.

•	 Die obere Fußgängerzone ist insgesamt aufzuwerten, neu zu möblieren, mit neuem Bodenbelag zu gestalten.
•	 Innerstädtische Grünflächen sind als Orte der Begegnung und Kommunikation der Generationen zu erhalten, 

aufzuwerten und zu vernetzen. Die Bedeutung der Kaltluftzonen gegen die Hitzeentwicklung in der Innen-
stadt ist zu beachten. Ein Hitzeplan Innenstadt, der darüber Auskunft gibt, ist zu erstellen. 

•	 Wir wollen zudem:	– den Stadtpark als grüne Lunge besser an die Innenstadt anbinden
			   – eine attraktive Grünfläche im Innenhof des alten Hospitals schaffen
			   – den Spielplatz in der oberen Fußgängerzone aufwerten
			   – einen Spielplatz am Marktplatz einrichten
•	 Der Bereich Beauner Platz, Parktheater, Neumarkt und Promenadenstraße ist neu zu ordnen. Dabei haben das 

Grün, die Bäume und der Radverkehr hohe Priorität. Die Aufenthaltsqualität soll erhöht und der Zugang in die 
Innenstadt zwischen Dalberger Hof und Bürgerhaus für Fuß- und Radverkehr ermöglicht werden. 

•	 Der Aufbau der Gastronomie sowie der Erhalt und der Ausbau des Wochenmarkts am Marktplatz zur Förde-
rung von Produkten aus der Region sind für uns wichtige Bausteine für einen attraktiven Stadtkern.

•	 Ein Zwischennutzungskonzept „Beleben statt Schließen“ für leerstehende Gewerbeimmobilien, z.B. im Neu-
markt-Center, vorantreiben und so die Aufenthaltsqualität deutlich erhöhen.

•	 Einrichtungen wie die Sparkasse mit ihren Beschäftigten und Kund*innen müssen als Frequenzbringer*innen 
in der Innenstadt bleiben bzw. dorthin verlegt werden. 

STADTTEILE
•	 Die Attraktivität der Dorfkerne in den Stadtteilen muss erhöht werden; gleichzeitig ist die Individualität wie-

derherzustellen. Dabei ist das hessische Dorferneuerungsprogramm zu nutzen sowie die Nachhaltigkeitsziele 
und der Klimaschutz zu beachten.

•	 Wir wollen in allen Stadtteilen die vorhandene Infrastruktur erhalten, die individuellen Ideen von Stadtteil-
initiativen unterstützen. Kindergärten und Einkaufsmöglichkeit für Güter des täglichen Bedarfs sollen sich in 
fußläufiger Entfernung zu den Wohnquartieren befinden. Konkret wollen wir die Kindertagesstätten in Fehl-
heim und Schwanheim als eigenständige  Einrichtungen belassen. 

•	 Wir fordern die Schaffung von Aktionsräumen und Spielflächen (für alle Generationen) zur Freizeitgestaltung 
und eine gute Anbindung der Stadtteile durch ÖPNV und Radwege.
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DIGITALISIERUNG
Der Zugang zur digitalen Infrastruktur ist essentiell für die Teilnahme am öffentlichen Leben. Die hier bestehen-
den Defizite beim Ausbau der digitalen Infrastruktur müssen analysiert und beseitigt werden. 

•	 Wir wollen in allen Stadtteilen den Ausbau des Breitbandnetzes und des modernen Mobilfunkstandards 5G.
•	 Analyse des Ist-Zustandes und Konzept für den Gesamtausbau für ganz Bensheim
•	 Wenn es keine anderen Finanzierungsmöglichkeiten gibt, muss die Kommune Verantwortung übernehmen. 

Wir fordern die Planung von Haushaltsmitteln, um den Ausbau in allen Stadtteilen schnellstmöglich zu rea-
lisieren.

•	 Digitalisierung bedeutet Zukunft! Es darf keine Benachteiligung von Bürger*innen aufgrund von fehlendem 
Breitbandausbau geben.

•	 Die umgehende Anbindung aller Schulen und öffentlichen Gebäude an schnelles Internet hat höchste Priori-
tät.

•	 Wir wollen kostenloses und funktionierendes W-LAN in der Fußgängerzone und an anderen öffentlichen 
Plätzen ermöglichen sowie eine Förderung von öffentlichem Internetzugang für alle Restaurants und Cafés 
in der Innenstadt verwirklichen.

•	 Die begonnene Digitalisierung der Verwaltung soll konsequent und zügig weiter vorangetrieben werden. 
Hierbei sollen die Schwerpunkte auf einer Erhöhung der Effizienz innerhalb der Verwaltung und die Verfüg-
barkeit digitaler Services für die Bürger*innen liegen.

•	 die Einrichtung einer App zur Abbildung digitaler Bürger*innenservices der Verwaltung sowie eines digitalen 
Marktplatzes (Bensheim Digitalprojekt)

SICHERHEIT UND ORDNUNG
Wir wollen dazu beitragen, das erreichte faktische Sicherheitsniveau, das durch die Polizeistatistik abgebildet 
wird, für die Bevölkerung auch emotional nachempfindbar zu machen, ohne hierbei Eingriffe in die Freiheit der 
Bürger*innen vorzunehmen.

•	 Intensivierung des Projekts KOMPASS der Hessischen Polizei
•	 Wir wollen die vorhandenen öffentlichen „Angsträume“ in Bensheim ermitteln. In einem weiteren Schritt ist 

eine Umgestaltung zu prüfen und der Angstraumcharakter mittels Beleuchtung, Wand- und Bodenmaterial 
oder Bepflanzung zu beheben. 

•	 Wir wollen mehr Einsatz von Sozialarbeiter*innen als Streetworker*innen, um negative Situationen frühzeitig 
zu erkennen und diesen entgegenzuwirken. 

•	 Die urbane Sicherheit muss als Gemeinschaftsaufgabe verstanden werden, an der die Akteure Polizei, Feuer-
wehr und Rettungskräfte, Politik und Stadtverwaltung mit ihren Ordnungsämtern und -diensten, Sicherheits-
kräften sowie Veranstaltern und Bürger*innenschaft kooperativ zusammenarbeiten.

•	 Wir setzen uns für eine konsequente Extremismusprävention ein, die insbesondere den Kampf gegen rechts-
extremistische Strukturen sowie gegen islamistischen Terrorismus beinhaltet. Dazu suchen wir den Dialog 
mit Religionsgemeinschaften und den Sicherheitsbehörden.

•	 Zur Steigerung von Sicherheit und Wohlbefinden der Fußgänger*innen und Radfahrer*innen sollen Verkehrs-
delikte, insbesondere Parkdelikte auf Geh- und Radwegen, durch einen Ausbau der städtischen Kontrollen 
konsequent geahndet werden.
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4  STÄRKEN, WAS UNS ZUSAMMENHÄLT!
Wir Grüne wollen die Teilhabe für alle sichern, auch für die, die aus unterschiedlichen Gründen bisher am Rande 
der Gesellschaft stehen. Das schließt Menschen aller Altersstufen und Lebenslagen sowie Migrant*innen und 
Wohnsitzlose ein.

Uns liegt die Stärkung der Familien besonders am Herzen. Ziel unserer sozialpolitischen Vorstellungen ist es die 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zusammen zu bringen. Angebote für Familien, Jugendliche und ältere 
Menschen sollen ausgebaut, sowie möglichst gleiche Bildungschancen für Kinder und Jugendliche geschaffen 
werden.

Stärkung der Familien
•	 Unterstützung von Familien in schwierigen sozialen Lagen, z.B. ein niedrigschwelliges Beratungsangebot in 

der Innenstadt und die Begleitung werdender Eltern
•	 Förderung von bestehenden Angeboten freier Träger und Ergänzung städtischer Angebote bei Bedarf
•	 Vernetzung bestehender Einrichtungen und Institutionen, darunter Erziehungsberatungsstellen, Frauenhaus,  

Familienzentrum, Mehrgenerationenhaus, Schulen, Kirchengemeinden, Sozialamt, Jugendhilfe und Arbeits-
agentur, städtisches Frauenbüro etc.

•	 eine dauerhafte Lösung der Standortfrage des Familienzentrums in der Innenstadt (evtl. Neubau auf dem 
Hoffart-Gelände).

•	 weitere Förderung und Würdigung des ehrenamtlichen Engagements der Bürger*innen

Unterstützung sozial Benachteiligter
•	 Erweiterung der Stadt-Bensheim-Karte inklusive der Ausweitung der Gruppe der Berechtigten, um den Zu-

gang sozial Benachteiligter zu Sport- und Kulturangeboten (Sportverein, Schwimmbad, Parktheater, Museum, 
Musikschule etc.) zu erleichtern. Hilfe für sozial Benachteiligte und Migrant*innen bei der Wohnungssuche, 
Sprach- und Arbeitsvermittlung

•	 Städtische Unterstützung der Einrichtungen für sozial Schwache und Menschen am Rande der Gesellschaft 
(Tafel, Verein für Wohnsitzlose etc.) und Schaffung eines „Sozialen Runden Tisches“ zur Koordination und zum 
Austausch der sozialen Bensheimer Vereine mit regelmäßigen Treffen

•	 Beratungsangebote für Menschen in besonders schwierigen Lebensverhältnissen erhalten bzw. ausbauen 
(Streetworker*innen, kostenlose Schuldner*innenberatung, aufsuchende Gesundheitsversorgung)

•	 Kampf gegen Kinderarmut als Präventionsarbeit, insbesondere in den betroffenen Brennpunkten. Dadurch 
ein Fundament legen für einen guten Start ins Leben, insbesondere die Unterstützung von Kindern allein-
erziehender Eltern

Jugendsozialarbeit
•	 Freiräume für Kinder und Jugendliche schaffen und sie bei der Planung von Spiel- und Bolzplätzen beteiligen
•	 Bereitstellung von Räumen und öffentlichen Räumen im Außenbereich, die auch Jugendliche leicht mieten 

können, z.B. für Spontanpartys auf legaler Grundlage (Raves etc.). Räume sollen nicht erst ab 27, sondern – wie 
früher – ab 18 gemietet werden können, sofern die Haftungsfrage zufriedenstellend geklärt ist.

•	 Einrichtung einer „Jugendfarm“ als Lernort ökologischen Wissens
•	 in Parkanlagen wie der Taunusanlage, dem Kronepark und dem Stadtpark Streetworker*innen und Jugend-

sozialarbeiter*innen einsetzen
•	 Medien-, Sprach- und Lesekompetenzen weiter fördern in städtischen Einrichtungen, beispielsweise in der 

Stadtbibliothek
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Bildungschancen stärken
•	 Erhalt der Vielfalt der Bensheimer Schullandschaft: Sicherung der Liebfrauenschule mit dem bestehenden 

Konzept am Standort in der Innenstadt und Schaffung eines Alternativstandorts in Bensheim für die von der 
Schließung bedrohte Heppenheimer Bildungseinrichtung Haus am Maiberg

•	 Bestmögliche Frühförderung von Vorschulkindern durch die Weiterbildung der Erzieher*innen (z.B. für Sprach-
förderung)

•	 Ausbau der Kinderbetreuung, insbesondere der Betreuungszeiten
•	 Ausreichender Personalschlüssel und geeignete Fortbildungen der Betreuer*innen für die erfolgreiche Ver-

wirklichung der Integration von Kindern und Jugendlichen mit Migrationsgeschichte sowie der Inklusion von 
Kindern und Jugendlichen mit geistigen, seelischen und körperlichen Behinderungen

Gesellschaftliche Gruppen zusammenbringen
•	 Transparente Demokratie durch Einrichtung von Bürger*innenräten nach dem Prinzip der Zufallsbürger*in-

nen fördern, deren Entscheidungen bei wichtigen städtischen Themen in ein Referendum münden
•	 Es soll eine Koordinationsstelle Bürger*innenbeteiligung im Rathaus geschaffen werden. Diese Stabstelle 

hat die Aufgabe, sämtliche Eingangskanäle der Bürger*innenanliegen (Ortsbeiräte, Email, Kontaktformular 
auf der Webseite, Social Media, Briefe, Anrufe, Bürger*innensprechstunde, Leserbriefe, Bürgerinitiativen und 
weitere) zu monitoren, die relevanten Informationen aufzubereiten, Handlungsempfehlungen zu erarbeiten 
und zu berichten.

•	 Stärkung des Mehrgenerationenhauses als Begegnungstreff für verschiedene Gruppen der Stadtgesellschaft 
(z.B. für Senior*innen, Jugendliche, Menschen unterschiedlicher kultureller Herkunft)

•	 Förderung und Organisation von Initiativen gegen die Vereinsamung unter anderem betagter Menschen in 
Nachbarschaften und Senior*inneneinrichtungen (insbesondere während der Pandemie; z.B. Einkaufsdienste)

•	 echte Teilhabe auch auf Stadtfesten und bei Veranstaltungen durch inklusive Konzepte (z.B. rollstuhlgerechte 
Tische, Speisekarten in Groß- und Blindenschrift)

•	 öffentliche rollstuhlgerechte Toilettenanlagen auch abseits des Bahnhofs schaffen, die rund um die Uhr ge-
öffnet sind

•	 städtische Förderung für die Anschaffung von mobilen Holzrampen für alle nicht barrierefrei zugänglichen 
Gebäude und Geschäfte

Feminismus und Gender-Gerechtigkeit 
•	 Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen in allen Lebens- und Arbeitsbereichen und Überwindung 

der strukturellen Benachteiligung des weiblichen Geschlechts, beispielsweise auch in Kommunalparlamen-
ten, Gremien und Vorständen

•	 Einführung einer Frauenquote für städtische Leitungspositionen bei Neueinstellungen
•	 Beachtung einer gendergerechten Sprache im öffentlichen Raum sowie in Veröffentlichungen der Stadt
•	 Akzeptanz der Vielfalt sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten sowie kultureller Unter-

schiede in der Mehrheitsgesellschaft
•	 Förderung der Vielfalt im Rathaus und in allen städtischen Einrichtungen durch offene und diskriminierungs-

freie Bewerbungs- und Neueinstellungsverfahren
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Bensheim als einen lebenswerten Wohnort weiterentwickeln
•	 Städtische Förderung des sozialen Wohnungsbaus als Grundsatz für die Genehmigung neuer Planungsvorha-

ben: Umbau, Sanierung, Nutzungsänderungen und Erweiterungen von Gebäuden sowie Neubau bezahlbarer 
Mietwohnungen im Stadtgebiet in angemessener Größe

•	 Steigerung der Wohnqualität in den einzelnen Wohnquartieren, z.B. durch Schaffung von Treffmöglichkeiten 
im öffentlichen Raum

•	 Plätze, Parks und Grünflächen für alle Bevölkerungsgruppen attraktiv gestalten, durch mehr kleinkindfreund-
liche Spielplätze, barrierefreie Spielplätze, weitere Kleinsportplätze und Rückzugsorte für Jugendliche, weiter 
Bouleplätze, Miniparks mit Sitzgelegenheiten, Picknickflächen für Familien, auch in allen Stadtteilen

•	 Bereitstellung von barrierefreien Stadtplänen in Groß- und Blindenschrift, mit Hinweisen auf Barrierefreiheit, 
sowohl im Stadtbild als auch online

•	 Barrierefreiheit der Webseite der Stadt Bensheim, z.B. in leichter Sprache und mit Vorleseoption, sowie           
Videoveröffentlichungen der Stadt mit Untertiteln und Audiodeskriptionen für Blinde sowie für Gehörlose in 
Gebärdenübersetzung. Möglichkeit des Herunterladens am PC ausfüllbarer PDF-Formulare

•	 geringere Mieten für Kulturveranstaltungen in städtischen Veranstaltungsräumen
•	 Einrichtung eines gemeinschaftlich ökologisch bewirtschafteten Nutz- oder Stadtgartens mit Obstbäumen, 

Gemüse- und Kräuterbeeten, einer Grillstelle mit Sitzbänken (ggf. unter Anleitung einer fachkundigen Gärt-
nerin / eines fachkundigen Gärtners)

•	 Vergrößerung und Neuschaffung von Kleingartenanlagen durch Bebauungsplan-Änderungen ermöglichen 
sowie städtische Vermietung bislang landwirtschaftlich genutzter Flächen an Kleingartenvereine

•	 Einrichtung von Hundespielwiesen (vorzugsweise in der Weststadt) und weiterer Hundebadestellen an einer 
geeigneten Stelle an der Lauter auf der Nordseite der Bleiche

Bensheim als einen lebenswerten Wohnort für alle Mitbürger*innen weiter zu entwickeln, 
hat für uns Grüne größte Priorität.
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5  KULTUR
Kultur ist die Grundlage des gesellschaftlichen Lebens, an dem alle Menschen teilhaben sollen – unabhängig 
von Herkunft, Abstammung, Geschlecht, sexueller Orientierung oder möglichen Einschränkungen. Für uns GRÜNE 
sind die in der Stadt kulturell aktiven Institutionen, Vereine, Gruppen und Personen die Basis und der Motor für 
Kultur und deswegen zentral für unsere Kulturpolitik und Kulturförderung.

Kultur verstehen wir als wichtige kommunale Aufgabe der Daseinsfürsorge, auch mit dem Ziel der Erhöhung von 
Chancengerechtigkeit. Dazu bedarf es der interkommunalen Kooperation. 

•	 die Erarbeitung eines Kulturentwicklungsplans als dynamisches kulturelles Leitbild, das den Anforderungen 
der Kommune und ihren Bedürfnissen gerecht wird

•	 die Vernetzung der Kreativwirtschaft an einem runden Tisch, um Betroffene zu Beteiligten zu machen. Dazu 
wollen wir einen unabhängigen Kulturbeirat (Beteiligung und Beratung) oder einen demokratisch legiti-
mierten Kulturrat schaffen, um die Verbindlichkeit eines runden Tischs zu erhöhen und perspektivisch ein 
Zentrum für Kreativwirtschaft gründen.

•	 die Erhöhung der Haushaltsmittel für Kultur und die Künste
•	 die strukturelle Vereinfachung von Rahmenbedingungen für Kulturveranstaltungen
•	 die Anpassung der Förderinstrumente und -kriterien, um die Kulturszene in Zukunft krisensicher zu machen. 

Dies beinhaltet auch die Prüfung der Einführung vertraglich geregelter Mindest- und Ausfallhonorare.
•	 die Anerkennung der bestehenden Kulturszene und ihres Umsatzes (inklusive Übernachtungen und Konsum 

vor Ort) als Mehrwert für die Stadt, der als Standortfaktor ernst genommen werden muss
•	 ein tragfähiges Nutzungskonzept für das Bürgerhaus, eingebettet in das Kulturquartier am Beauner Platz bis 

hin zum Neumarkt-Center, mit Dalberger Hof und Parktheater
•	 die Ausgestaltung des Nachtlebens durch die Einstellung einer Nachtbürgermeisterin / eines Nachtbürger-

meisters, die / der in Bensheim ein Nachtkultur-Netzwerk etabliert und dabei als Vermittler*in zwischen An-
wohner*innen, Gastronom*innen und Nachtschwärmer*innen auftritt und mögliche Konflikte löst. Als Sozial-
pädagogin / Sozialpädagoge ist sie / er außerdem Ansprechpartner*in für Jugendliche im öffentlichen Raum.

Von besonderer Bedeutung sind für uns folgende Aufgabenfelder und Maßnahmen: 

Teilhabe für alle
•	 Barrierefreiheit und das Recht auf Partizipation für alle
•	 kulturelle Bildung, die in der Kita beginnt, um Chancengerechtigkeit zu gewährleisten, beispielsweise durch 

die Einrichtung eines Projektfonds für kulturelle Bildung (Bezugnahme auf UN-Kinderrechtskonvention)
•	 erhöhte Sichtbarkeit von Migrant*innen, BIPoC1 , LGBTIQA*2 und Menschen mit Behinderung im Kultursektor

Kulturförderung
•	 die Prüfung der Einrichtung der Stelle einer Kulturmanagerin / eines Kulturmanagers, um Hilfe bei Antrag-

stellungen im Rahmen von Förderprogrammen wie „Kulturkoffer“, „Kultur macht stark“ etc. zu gewährleisten
•	 die Erstellung und Pflege einer für alle zugänglichen digitalen Übersicht der Förderprogramme von EU, Bund, 

Land, Kreis sowie Stiftungen etc.
•	 der Ankauf von Ehrentickets und Gastgeschenken im Kultursektor
•	 die Aufnahme von Beitrittsgesprächen mit dem Kreis in den Kulturfonds Rhein-Main

1 Die Abkürzung steht für: Black, Indigenous, People of Color. 
2 Die Abkürzung steht für: Lesben, Gays (Schwule), Bisexuelle Personen, Transpersonen, Intersexuelle Personen, Queere und Genderqueere Perso	
nen, Asexuelle Personen und Agender sowie * nicht explizit erwähnte Personen, die sich nicht in eine der oben genannten sexuellen Orientierun-
gen oder Geschlechtsidentitäten einordnen. LGBTIQA* fassen also alle Personen zusammen, die im Patriarchat diskriminiert werden. 
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Räume und Infrastruktur
•	 die Nutzbarmachung der Weststadthalle und des Festplatzes als Spielstätten, auch im Parallelbetrieb: Den 

Festplatz wollen wir sinnvoll begrünen, das Parkplatzproblem lösen, eine WC-Anlage errichten sowie mit 
einem Lärmschutzkonzept und einer Nutzungsordnung als Spielstätte bürokratiesicher machen.

•	 die Entwicklung des Marktplatzes zum kulturellen Zentrum und Begegnungsraum für alle Menschen: Bei der 
Konzeption sind alle Flächen und Gebäude, die den Marktplatz begrenzen, mit einzubeziehen. Barrierefreie 
Aufenthaltsqualität mit Spiel- und Sitzgelegenheiten für Familien, Kinder, Jugendliche und ältere Menschen 
sowie eine Darstellungsfläche für Kleinkunst bzw. eine Kulturbühne sind zu schaffen. Mit weiterer Gastro-
nomie ist der Marktplatz ebenfalls zu beleben. 

•	 eine Vermarktungsstrategie, die alle Angebote (inkl. private) zusammenführt
•	 die Förderung der Ausstellungs- und Vermarktungsmöglichkeiten von Künstler*innen
•	 die Erhöhung der Anzahl geförderter Proberäume für Musikgruppen und Musiker*innen
•	 die Förderung von Zwischennutzungen und mobilen Konzepten zur Eröffnung neuer zentraler und dezen-

traler Räume für Kultur, beispielsweise mit einem Förderprogramm für Kunst im öffentlichen Raum sowie 
städtischen Anmietungen von Leerständen mit einem Modell „Vermiete Gewerberäume an die Stadt“, die 
später für Pop-Up-Konzepte, d.h. beispielsweise monatsweise für Ausstellungen, Galerien, Workshops oder 
Manufakturen, zur Verfügung stehen

•	 die Unterstützung der Digitalisierung und Weiterbildungen in digitaler Kompetenz für Institutionen, Projekte, 
Künstler*innen

Die Stadtbibliothek, die Musikschule und das Museum sind als öffentliche Räume wichtige Treffpunkte für Bür-
ger*innen, die wir in ihrer Arbeit vor Ort durch folgende Maßnahmen unterstützen wollen: 
•	 die Ausweitung der Öffnungszeiten dieser städtischen Institutionen
•	 die Entwicklung innovativer und bürger*innenfreundlicher Digitalisierungskonzepte für die Nutzung vor Ort 

und das Online-Angebot, ohne den historischen Bezug zu Bensheim bei den Ausstellungsexponaten zu ver-
lieren

•	 die Unterstützung des Museums in seiner Entwicklung hin zu einem Museum mit dem Schwerpunkt Kunst, 
auch durch personelle Aufstockung

•	 die Ausweisung aller musealen Angebote in Blindenschrift und leichter Sprache sowie die Ergänzung der 
Videos durch Untertitel und ihre Übersetzung in Gebärdensprache

•	 die Aufstockung des Bibliotheksangebots an Büchern für Menschen mit Sehbehinderung
•	 Das Stadtarchiv wollen wir sukzessive und projektbezogen digitalisieren und die Archivbestände nachhaltig 

und sicher bewahren. 

Dem Denkmalschutz kommt in einer Stadt wie Bensheim ein hoher Wert zu. Darum wollen wir bedeutsame Ge-
bäude und Ensembles folgendermaßen schützen:
•	 größtmögliche Barrierefreiheit bei Sanierungen
•	 die energetische Sanierung historischer Gebäude, um diese zukunftsfähig zu machen und für nachfolgende 

Generationen zu bewahren
•	 Wettbewerbe zur denkmalgerechten Modernisierung und Weiterentwicklung von Bauten, Ensembles und 

Freiraumanlagen wie öffentliche Gärten und Parks
•	 Teilnahme am Tag des offenen Denkmals fördern und als Stadt unterstützen
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Erinnerungskultur
Nur, wenn wir unsere Vergangenheit kennen, können wir gemeinsam eine gute Zukunft gestalten. Darum setzen 
wir uns für eine aktive Erinnerungskultur auch auf lokaler Ebene ein.

Das Bewusstsein für die Singularität der Gräueltaten des Nationalsozialismus und die daraus resultierende Ver-
antwortung Deutschlands wachzuhalten, ist vordringliche Aufgabe unserer Erinnerungskultur. Wir wollen den 
Opfern ein würdiges Gedenken bereiten und zugleich unser Möglichstes dafür tun, um Menschenfeindlichkeit, 
Hass, Antisemitismus und Rassismus in unserer Stadt zu bekämpfen. Beides ist für uns untrennbar miteinander 
verwoben. Das Gedenken an die Shoa und die anderen Verbrechen des Nationalsozialismus in unserer Gemeinde 
lebendig zu halten, ist eine Aufgabe für die gesamte Stadtgesellschaft. Initiativen, die für eine aktive Gedenkkul-
tur einstehen (z.B. die Sichtbarmachung durch Stolpersteine), wollen wir unterstützen. Überdies wollen wir die 
Pflege bestehender Gedenkstätten und Mahnmale fördern.

In jüngster Zeit ist auch die Aufarbeitung der deutschen Kolonialvergangenheit und der damit verbundenen ras-
sistischen Tradition in Deutschland in das Zentrum der politischen Debatte gerückt. Wir wollen für unsere Stadt 
genau prüfen, ob konkrete Verstrickungen in die in den Kolonien begangenen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit vorliegen. Egal, wann und gegen wen diese Verbrechen begangen wurden: Es ist uns ein Anliegen, ein 
würdiges, aktives Gedenken an die Opfer zu unterstützen und über die historischen Zusammenhänge aufzuklären. 
Sofern es Auseinandersetzungen um rassistische Darstellungen im öffentlichen Raum auch in Bensheim gibt, ist 
für uns GRÜNE klar: Wir stehen für eine kritische Aufarbeitung und wollen zugleich die Entscheidung über den 
Umgang mit den konkreten Problemen von der gesamten Stadtgesellschaft unter Beteiligung der Betroffenen 
möglichst breit und barrierearm diskutiert wissen.

Wir wollen eine kritische Auseinandersetzung mit der deutschen Geschichte sowie ihren zahlreichen Brüchen 
und Widersprüchen fördern. Ein besonderes Anliegen ist es uns, diejenigen Menschen und ihre Lebensleistun-
gen sichtbar zu machen, die bisher noch nicht die angemessene Berücksichtigung gefunden haben. Die lokale 
Geschichte etwa von Frauen, Migrant*innen und LGBTIQA* in unserer Gemeinde hat ein Recht darauf, erzählt zu 
werden. Wir setzen uns dafür ein, vorhandene Sammlungen und Ausstellungen entsprechend zu erweitern und 
zu überarbeiten. Beispiele dafür sind die Erinnerung an prägende lokale Ereignisse, wie z.B. jüdische Gemeinden, 
mittelalterliche Judenpogrome, Hexenverfolgungen bis in die frühe Neuzeit, aber auch die Zuwanderung und 
Integration von Kriegs- und Glaubensflüchtlingen. Die Kelten haben in Bensheim gesiedelt, darum wollen wir 
GRÜNE mit einer Infotafel und evtl. einem Denkmal in der Grünanlage im Neubaugebiet Fehlheim auf den Fund-
ort der Überreste aufmerksam machen. Die Infotafel kann über den Geo-Naturpark gefördert werden.
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6  GLOBALE GERECHTIGKEIT
Das übergeordnete Ziel der Politik von Bündnis 90/DIE GRÜNEN ist es, eine gerechtere Welt für uns selbst und 
die kommenden Generationen zu erschaffen. Unsere Bemühungen beginnen auf kommunaler Ebene.

Wir GRÜNE stehen ein für globale Gerechtigkeit, die universellen Menschenrechte und Frieden. Wir wollen ein 
vereintes und solidarisches Europa schaffen, das den Weg der europäischen Zusammenarbeit weitergeht. Nur ge-
meinsam können wir grenzüberschreitende Herausforderungen bewältigen, um den Frieden und die Sicherheit 
der Menschen zu gewährleisten.

In unserem Denken orientieren wir uns an dem Leitspruch: Global denken, lokal handeln. Eingebettet in die 
Staatengemeinschaft und als Mitglied der Europäischen Union leben wir Frieden und Gerechtigkeit in unseren 
regionalen Verhaltensweisen vor. Die EU ist dabei Garantin für den Frieden auf dem europäischen Kontinent und 
Grundlage unseres Wohlstandes. Mit diesem hohen Lebensstandard geht jedoch eine enorme Verantwortung ein-
her: Die Anerkennung der Verbrechen der Kolonialzeit und ihre bis heute andauernden Folgen sind erste Schritte 
in Richtung einer gerechteren Welt. Die Aufarbeitung des Kolonialismus und die Wiedergutmachung kolonialer 
Gräueltaten sowie die Anerkennung der postkolonialen Strukturen, auf denen die heutige europäische Außen-, 
Wirtschafts- und Handelspolitik basiert, sehen wir als Arbeitsaufträge. Europa kann eine starke Gemeinschaft 
werden und die unfairen Bedingungen im globalen Austausch beenden. Als Kommune in Europa nehmen wir 
diese Verantwortung ernst. 

Internationale Zusammenarbeit 
In Bensheim gibt es bereits eine Vielzahl an Initiativen und Vereinigungen zur Förderung der Zusammenarbeit 
mit den Ländern des globalen Südens. Genannt seien hier nicht nur die in regelmäßigem Turnus veranstaltete 
Internationale Woche, das jährlich stattfindende Interkulturelle Fest, der Einbürgerungsempfang oder das Forum 
der Kulturen, sondern auch der Status Bensheims als Fairtrade-Stadt, die gezielt den fairen Handel fördert. All 
diese Aktivitäten werden durch ein starkes zivilgesellschaftliches Engagement ermöglicht. Mit der Karl-Kübel-
Stiftung und der Christoffel-Blindenmission haben außerdem zwei weltweit tätige entwicklungspolitische Ak-
teure ihren Sitz in Bensheim gewählt. Wir wollen diese Initiativen und Aktivitäten fördern und ausbauen.

•	 Bei der Beschaffung von Produkten, die potenziell unter problematischen sozialen Bedingungen in Asien, 
Afrika oder Lateinamerika hergestellt oder bearbeitet werden, ist ein Nachweis über eine unabhängige Zerti-
fizierung erforderlich (hilfsweise Selbsterklärung), die bestätigt, dass das Produkt unter Bedingungen produ-
ziert wurde, die die ILO-Kernarbeitsnormen nicht verletzen.

•	 Der Beschluss der Bensheimer Stadtverordnetenversammlung aus dem Jahr 2019, wonach eine Richtlinie 
zur nachhaltigen, fairen und ökologischen Beschaffung zu erstellen ist, soll mit Leben gefüllt und ausgebaut 
werden.

•	 Existierende Verpflichtungen, die sich aus der Zertifizierung Bensheims als Fairtrade-Stadt ergeben, sind 
beizubehalten und in Bezug auf die Nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten Nationen (SDGs) zu inten-
sivieren.

•	 Eine Bewerbung um die Aufnahme in das Förderprogramm des entwicklungspolitischen Netzwerks Hes-
sen „Initiative zur Förderung einer Personalstelle zur Koordination und Umsetzung entwicklungspolitischen     
Engagements in Kommunen“ soll erfolgen.

•	 Eine Bewerbung um die Mitgliedschaft im Verein „Climate Alliance | Klima-Bündnis | Alianza del Clima e.V.“ 
soll erfolgen, da sich im Klima-Bündnis 1.800 Mitgliedskommunen partnerschaftlich mit indigenen Völkern 
der Regenwälder für das Weltklima engagieren.
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Antidiskriminierung und Integration 
Der Schutz aller Menschen - und insbesondere von Minderheiten - vor Diskriminierung und Rassismus ist uns 
GRÜNEN ein zentrales Anliegen. Die Stadt sehen wir in der Pflicht, ihren Teil zur Antidiskriminierungsarbeit bei-
zutragen. Eine diskriminierungsfreie Stadt braucht öffentliche Räume, die von allen Menschen genutzt werden 
können. Begleitende Sozialarbeit sowie das Engagement Ehrenamtlicher bilden dabei den Grundstein für ein 
lebendiges Programm, das von Besucher*innen mitgestaltet werden soll. 

Im alltäglichen Umgang wollen wir diskriminierende oder als diskriminierend wahrgenommene Barrieren und 
Strukturen konsequent abbauen. Dabei hat die Stadt eine Vorbildfunktion inne, die sie in Zukunft besser erfüllen 
soll, als sie es bisher tut. Wir laden Migrant*innen gezielt dazu ein, sich an Entscheidungsfindungsprozessen und 
dem kulturellen Leben Bensheims zu beteiligen, um ein Miteinander auf Augenhöhe zu erreichen. Denn noch 
immer sind Menschen mit Migrations- oder Fluchthintergrund nicht repräsentativ in die Entscheidungsgremien 
der Stadt eingebunden. Das muss sich durch folgende Maßnahmen ändern:

•	 Der Ausländer*innenbeirat als legitimiertes Vertretungsgremium ist ein wichtiger Baustein unserer Demo-
kratie und muss erhalten werden.

•	 Wir setzen uns dafür ein, dass eine kommunale Stabsstelle Antidiskriminierung eingerichtet wird. 
•	 Wir wollen die Netzwerkarbeit fördern, indem wir dem Antidiskriminierungsnetzwerk Südhessen geeignete 

Räumlichkeiten in Bensheim zur Verfügung stellen.
•	 Wir wollen die Einrichtung einer / eines hauptamtlichen Integrationsbeauftragten prüfen und ihren / seinen 

Aufgabenbereich mit ausreichend finanziellen Mitteln ausstatten. 
•	 Wir wollen einen interkulturellen Treffpunkt für beratende, sozialpädagogische, kulturelle, sportliche sowie 

weitere niedrigschwellige Angebote schaffen.

Weltoffene Stadt 
Bensheim ist bunt. Als GRÜNE setzen wir uns für eine breite gesellschaftliche Willkommenskultur ein. Wir stehen 
für die Integration auch der Menschen, die vor Gewalt, Krieg und Terror fliehen mussten. Wir wollen den Men-
schen, die zu uns kommen, eine respektvolle und konfliktfreie Ankunft ermöglichen und ihnen durch Sprach- und 
Integrationskurse sowie durch die Vermittlung der Werte unserer Verfassung die Voraussetzungen geben, die sie 
für ihr Leben in und die Teilhabe an ihrer neuen Heimat benötigen. Dazu gehört auch die verbesserte Versor-
gung mit Informations- und Bildungsangeboten, aber auch im medizinischen und Trauma verarbeitenden Bereich.     
Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass Frauen nicht benachteiligt werden. So ist die Kinderbetreuung 
während der Sprach- und anderer Kurse essentiell, um Müttern die Teilhabe am Spracherwerb und damit an 
unserer Gesellschaft zu erleichtern.

Die Unterbringung Geflüchteter hat die Stadt teilweise herausgefordert, gleichwohl aber auch bereichert. Es 
wurden viele Initiativen gegründet, die es nun zu erhalten und zu fördern gilt. Wir sprechen uns für die Unterstüt-
zung der jeweiligen Initiativen von Sprachangeboten sowie der Praktikums- bzw. Arbeitsvermittlung aus. Ebenso 
setzen wir uns für eine menschenwürdige Unterbringung und Integration der Migrant*innen ein. Der Familien-
nachzug muss erleichtert werden, indem ausreichend sozialer Wohnraum geschaffen wird. Die geflüchteten und 
nun hier lebenden Menschen sind ein elementarer Teil der Bensheimer Stadtgesellschaft.

•	 Bensheim muss aus Seenot geretteten Menschen helfen, diese aufnehmen und sich dem „Bündnis Sichere 
Häfen“ anschließen.

•	 Förderung und Erhalt der ehrenamtlichen Sprachschule durch die Stadt mit dem Team Integration
•	 Wir fördern die Integration von Familien, indem wir Sprachkurse mit Kinderbetreuung für Eltern kombinieren.
•	 Wir wollen die Kinderbetreuung in städtischen Kindergärten mit Integrationsangeboten, insbesondere einer 

Sprachförderung, stärken, um allen Kindern einen gleichberechtigten Einstieg in die Schule zu erleichtern.
•	 Wir fördern Bensheimer Vereine – insbesondere Sportvereine – in der Integrationsarbeit, indem wir den Ver-

einen Integrationslots*innen zur Seite stellen und so die Aufnahme von Migrant*innen und Geflüchteten in 
die Sportlandschaft vorantreiben.
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Vielfältige Stadtgesellschaft
Die Stadtgesellschaft ist immer im Wandel. Integration ist eine gleichberechtigte Aufgabe für die Menschen, die 
hier ankommen, und die Gesellschaft, die sie aufnimmt. Schon heute gelingt diese Integration, aber es gibt noch 
viel Verbesserungspotenzial.

•	 Wir fordern interkulturelle Schulungen für das gesamte städtische Personal und sehen die interkulturelle 
Kompetenz als Pflichtaufgabe einer modernen Stadtverwaltung.

•	 Bürokratische Hemmnisse für Geflüchtete und Migrant*innen müssen abgebaut werden, indem die Stadt und 
das Integrationsbüro in mehreren Sprachen und auf verschiedenen Kanälen informieren. 

•	 Kulturelle Vielfalt bereichert unsere Stadt. Darum setzen wir uns für die Vielfalt der Mitarbeiter*innen in der 
Stadtverwaltung ein und fordern konkret die Berücksichtigung aller Bewerbungseingänge, unabhängig von 
Herkunft, Religion oder sexuellen Orientierung.

•	 Wir werden den Zusatz „Interkulturelle Kompetenz erwünscht” in alle städtischen Stellenausschreibungen 
unterbringen. Zudem sollen Menschen unterschiedlicher Altersgruppen, körperlicher Verfassung, kultureller 
oder sozialer Herkunft, Religion, sexueller Orientierung und Lebensmodelle zur Bewerbung ermutigt werden.

Miteinander
Nicht allein die städtischen Organisationen sorgen täglich dafür, dass Integration gelingt; viele ehrenamtliche 
Initiativen engagieren sich in der Geflüchtetenhilfe und der Kulturarbeit. Die Ehrenamtlichen benötigen jedoch 
mehr Unterstützung.

•	 Wir fordern, dass die Stadt wieder die Federführung bei der Durchführung einer internationalen Woche in 
Bensheim übernimmt, die alle zwei Jahre stattfindet. 

•	 Das Interkulturelle Fest wollen wir im Rahmen des Bürgerfestes erhalten, weiter attraktiveren und neben 
dem Element des gegenseitigen Kennenlernens unterschiedlicher kultureller Praktiken auch weitere Ange-
bote schaffen. 

•	 Um ein Miteinander zwischen Menschen unterschiedlicher kultureller Hintergründe zu ermöglichen, wollen 
wir Geflüchtete und Migrant*innen an der konkreten Planung und Durchführung des kulturellen Lebens in 
Bensheim beteiligen. Dazu zählt neben internationalen Sport- und Kulturveranstaltungen auch die Organisa-
tion von Themenabenden und Fachvorträgen.

•	 Der jährliche Dankeschön-Abend für ehrenamtliche Helfer*innen in der Geflüchtetenhilfe und der Integra-
tionsarbeit soll erhalten werden.
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7  WIRTSCHAFTSPOLITIK UND FINANZEN
WIRTSCHAFTSPOLITIK
Wesentlich für uns ist, den erforderlichen Umbau der Wirtschaft, weg von der fossilen Industrie, frühzeitig an-
zugehen und durch Förderung von Bensheimer Betrieben in Zukunftsbranchen so reibungslos wie möglich zu 
gestalten. Darunter zählen wir insbesondere
	 – Pflege
	 – Handwerk
	 – Informationstechnologie und Digitalisierung
	 – Kreislaufwirtschaft und Recycling
	 – regionale landwirtschaftliche Produktion und Vermarktung 

Von den in Bensheim ansässigen Branchen in Industrie und Gewerbe sehen wir Zuwachs- und Ausbaupotenziale 
vorrangig in der
	 – Medizintechnik
	 – Feinmechanik / Optik
	 – Pharmazeutik

•	 GRÜNE Wirtschaftspolitik soll den in Bensheim ansässigen Betrieben, vor allem in den genannten Bereichen, 
gute Wachstumsbedingungen bieten und ihre flächenneutrale Neuansiedelung fördern.

•	 Während der Lebensmittelhandel in einer größeren Zahl von Supermärkten gut wohnortnah organisiert ist, 
kommt es uns darauf an, andere Handels- und Dienstleistungsunternehmen in den Stadtzentren Bensheims 
und Auerbachs zu konzentrieren und diese durch gezielte Ansiedelung von Arzt- und Facharztpraxen auch zu 
Gesundheitszentren zu machen.

•	 Gemeinwohlökonomie und Gemeinwohl-Bilanzierung sollen ein verbindlicher Standard werden. Die Stadt 
Bensheim geht voran, indem sie selbst und ihre Beteiligungsunternehmen Gemeinwohlbilanzen erstellen.

•	 Wir wollen die schrittweise Auflösung der MEGB voranbringen.
•	 Ziel ist eine stabile, wirtschaftlich gesunde Sparkasse zum Wohle der Bürger*innen und Geschäftsleute, die 

stetig Beiträge für die Gewährsträger abführen kann, ohne ihre wirtschaftliche Stabilität zu gefährden. Wir 
wollen in Abstimmung mit den anderen Gewährsträgerkommunen eine Neuausrichtung des Geschäftes der 
Sparkasse Bensheim erreichen. Eine mögliche Fusion der Sparkasse Bensheim mit anderen Sparkassen ist zu 
prüfen. 

•	 Die Stadt Bensheim selbst soll mit ihrem eigenen Haushalt verstetigend auf die Wirtschaftsentwicklung ein-
wirken. Sie soll bezüglich Klimaschutz und regenerativer Energieerzeugung, aber auch in Bezug auf Kreislauf-
wirtschaft eine Vorreiterrolle einnehmen und damit Unternehmen fördern, die auf diesen Gebieten aktiv sind. 
Mit entsprechenden Förderprogrammen soll sie auch die private Nachfrage in diesen Bereichen steigern. 

•	 Bei allen Aufträgen der Stadt soll nicht nur die Klimafreundlichkeit der angebotenen Produkte einschließlich 
ihres Herstellungsprozesses als Entscheidungskriterium herangezogen, sondern vorher auch geprüft werden, 
ob die Wiederverwendung gebrauchter und aufgearbeiteter Produkte anstelle von neuen möglich ist.
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HAUSHALTS- UND FINANZPOLITIK
Auch in der Haushaltspolitik ist ein Umsteuern angesagt. Das betrifft insbesondere die städtischen Investitionen. 

Finanzhaushalt
•	 Der Schwerpunkt des Finanzhaushalts muss in der nächsten Wahlperiode auf Investitionen in Verkehrswende, 

Umwelt- und Klimaschutz liegen.
•	 Bei allen Vorhaben ist darzustellen, welche Auswirkungen sie auf den Klimaschutz haben und inwieweit sie 

die Ziele der Verkehrswende unterstützen.
•	 Die städtischen Investitionen in Verkehrswende, Umwelt- und Klimaschutz sollen so gestaltet werden, dass 

sie weitere Investitionen zur Erreichung dieser Ziele induzieren (z.B. Stadt stellt Flächen für regenerative 
Energieerzeugung, eine Bürger*innengenossenschaft investiert in die PV-Anlage).

•	 Beim Teilhaushalt „Forstwirtschaft“ müssen Defizite akzeptiert werden, um den Wald trotz Klimawandel zu 
erhalten.

•	 Wir wollen städtische Unterstützung der Erzeugung regenerativer Energien leisten, z.B. durch Bereitstellung 
geeigneter Flächen für Bürger*innengenossenschaften. 

•	 Das Förderprogramm Klimaschutz ist mit ausreichend Mitteln auszustatten, so dass alle Klimaschutzvorha-
ben von Bürger*innen auch gefördert werden können.

Ergebnishaushalt
•	 Wir streben für die Stadt Bensheim einen langfristig ausgeglichenen Ergebnishaushalt an.
•	 Im Ergebnishaushalt wollen wir den Schwerpunkt auf die Schaffung finanzieller Spielräume durch Nutzung 

der Digitalisierung sowie die Verringerung von Fremdvergaben legen. Die Verwaltung soll z.B. wieder selbst 
die Erstellung der Bauleitplanung übernehmen.

•	 Die städtische Auftragsvergabe muss sich zukünftig an den Kriterien der Nachhaltigkeit, des Klimaschutzes 
und der Sozialverträglichkeit ausrichten. 

•	 Steuererhöhungen wollen wir in der nächsten Wahlperiode vermeiden.
•	 Wir wollen eine Reduzierung der Ausgaben für den Straßenunterhalt. Diese liegen nach einem Bericht des 

Hessischen Rechnungshofs in Bensheim deutlich über dem Durchschnitt vergleichbarer Kommunen.
•	 Wir wollen kostendeckende Parkgebühren auf städtischen Parkflächen erreichen.
•	 Die Ausgaben für Kinderbetreuung sind auf hohem Niveau beizubehalten, um allen Kindern den Zugang zu 

einer guten Betreuung zu ermöglichen.
•	 Die städtischen Ausgaben für den Sport und die Sportvereine sind beizubehalten, und weiter an die Förder-

kriterien für ökologische Investitionen zu knüpfen.
•	 Der Kulturetat ist beizubehalten.

Wir wollen Bensheim bewegen. 
Darum werden wir uns für diese und weitere Ziele in der Bensheimer Stadtverordnetenversammlung einsetzen.




